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Vorläufige Mittheilung aus der I ^ . öffentlichen Sitzung .

( Schluß .)
Als nach erschöpfter Tagesordnung Ministerialdircclvr

Re 1tig in den Saal getreten war und sich an den

Ministertisch begeben halte , beginnt :

Hecker . Nachdem nun der Hr . Rcgicrungskommisiär
Rettig anwesend ist , erlaube ich mir an denselben eine

Frage zu stelle» . Inden , ich diesen Hrn . Rcgierungskoln -

« iffär zum ersten Mal ans der Regierungsbank sehe, kann

ich von ihm auch erwarten , daß er den obersten Grund¬

satz der Gerechligkeit , die Unabhängigkeit und Selbststän¬
digkeit der Gerichte , gewiß gegenüber von der Kammer

verthcidigen und ihr eine beruhigende Zusicherung dieß -

salls geben werde . Dem Hrn . Rcgieruiigskommiffär ist ohne

Zweifel schon durch seine Hrn . Kollegen bekannt geworden ,
was ich am Anfang der Sitzung vorgcbracht habe . ES

hat nämlich das Hofgcricht zu Mannheim einen gerichtlich
bestätigten Beschlag einer Druckschrift , die noch nicht vol¬
lendet , sondern erst im Truck begriffen , d . h . von welcher
bloS 17 Bogen gcdruckl waren , wieder ausgehoben , und als
der Verleger oder Drucker um die Enradition dieser Druck¬
bogen bat , hat das Großh . Sladlamt in Mannheim die
Herausgabe abgeschlagen und sich aus ein Ministerial -
rrscript berufen , welches ich bereits verlesen habe und nun
nochmals verlesen werde , um den Inhalt desselben in 's
Grdächlniß zurnckzurufcn . ( S . gestrige Nummer ) . Ich habe
schon vorher auSeinandrrgesctzt und will nun nur kurz wie¬
derholen , daß , wenn die Druckschrift vollende ! und mil der

Ausgabe begonnen gewesen wäre , der SlaaiSanwalt allein
die Bcfugniß gehabt hätte , einen Beschlag anzulegen . Der
Druck der Schrift war aber noch nicht vollendet , und dann
hätte eS sich auch um ein Werk über zwanzig Bogen han¬
deln können , welches Censurfreiheit genießt . Indem sich
» un die Polizeibehörde einen Eingriff in den noch nicht
vollendeten Druck eines solchen Werks , welches unter Ecn -

sursreiheit gestanden scyn konnte , erlaubte , hat sie sogar

die Karlsbader Beschlüsse überschritten und ihre Gewalt

noch über dieselben ausgedehnt . Sodann geht aber auch
das Ministcrialrescript von zwei factsichcn falschen Vor -

auösetznngcn aus . In dem hofgerichllichcn Elkennlniß ist
gesagt , daß man darum den Beschlag aufhcbcn müsse ,
weil die Druckschrift noch nichl vollendet und mit der Aus¬

gabe noch nichl begonnen sei . Hierauf bezieht sich die eine

falsche Voraussetzung . Tie zweite faclische falsche Voraus¬

setzung ist die , daß daS Werk vollendet und . zu dem Buch¬
binder gegeben worden fei . Es geschieht wohl aber in allen

Verlagshandlungen nnd Druckereien , daß , wenn eine Anzahl
Bogen gedruckt ist , sie dem Buchbinder übergeben werten um

sie zu falzen und so daS eigentliche Geschäft des Buchbinders
vorzubcreiten . Ich darf deßhalb von dem Hrn . Regierungs -

kommiffär erwarten , er werde die Versicherung geben , daß dem

Vollzug eineS gerichtlichen Erkenntnisses durch die Polizci -

gewalt hierin kein Hindernis ! werde in den Weg gelegt
werden und cs von Seiten deö Großh . SladtamtS in

Mannheim lediglich ein Mißverständniß ist , wenn cs die

Herausgabe dieser dem Verleger und Drucker eigenthüin -

lich gehörigen Bogen verweigert .
Ministcrialeircctor Rettig . Ich will hoffen , eS werde

nicht von schlimmer Vorbedeutung scyn , daß mein erstes
Auftreten in der Eigenschaft als Rcgicrungscommiffär durch
eine Beschwerde über eine Administrativmaßregel veran¬
laßt wird . Die Sache selbst ist äußerst einfach und ich
kann nicht anders glauben , als daß die Absicht des Herrn
Abgeordneten , der von mir hier eine Erklärung verlangt , bloß
dahin geht , durch den moralischen Eindruck , den etwa
seine Frage auf die Regierung machen könnte , eine in
seinem Sinn abgefaßte Entschließung herbcizuführen . Denn
daS kann und wird er sich doch wahrscheinlich nicht den¬
ken , daß ich mich für berufen oder verpflichtet erachten
werde , von hier auS eine abändernde Verfügung gegen
eine Entschließung der untergeordneten Stelle zu erlassen
oder auch nur zuzusagcn . Der Weg , den die Sache ge¬
nommen hat , gibt auch zugleich jenen Weg an , auf de«
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der VeilagShandlung , die sich gekränkt glaubt , geholfen wer¬

den kann . Daö Obergericht hat ein Erkenntniß gegeben und

solches dem Nntergericht zum Vollzug mitgetheilt . Darin liegt
die natürliche Anweisung für Diejenigen , die den Vollzug

begehren , daß sie sich an den Richter mit der Bitte wen¬

den , daß er ihnen zum Vollzug des obergerichtlichen Er¬

kenntnisses verhelfe . Finden sich bei diesem Vollzug Schwie¬

rigkeiten , so wird es Sache des Obergcrichts scpn , diese

Schwierigkeiten auf gesetzlichem Wege zu beseitigen . ES

ist aber keine Aufgabe der Kammer und der Rcgicrungs -

commiffion in dieser Kammer , solche Schwieiigkeiten zu
untersuchen , zu erörtern und zu erledigen . Wenn in dem

Ministerialrescript von einem Competenzconflikt die Rede

ist , so ist davon nur hypothetisch gesprochen , d . h . für
Len Fall , daß sich eine Meinungsverschiedenheit zwischen
dem Obergericht und der mittleren Administrativbehörde

ergeben werde . Ob dieser Fall cintrilt oder nicht , weiß

ich nicht . Aber in keinem Fall wird eine Ctaatöstellc sich
das Recht absprechen lassen , ihre Competcnz » öthigenfalls
bis zum Auötrag bei dem StaatSministeriiim zu wahren .
Es ist somit kein Anlaß hiezu vorhanden , abgesehen von

der Formlosigkeit des Vertrags an sich , hier eine be¬

ruhigende Erklärung , wie der Herr Abg . cs nennt , zu ge¬
ben . Es ist , sage ich , gar kein Anlaß zu irgend einer

Erklärung über die Sache selbst vorhanden . Sie wissen aus

früheren Erklärungen der Regicrungscommission , daß sich
die Regierung nimmermehr auf Interpellationen einlassen
wird , welche nicht auf dem in der Geschäftsordnung vor -

geschricbcnen Wege cinkomnren . Dieser ist der Weg der

Petition oder Motion . Damit will ich übrigens Interpel¬
lationen durchaus nicht als ganz unstatthaft zurückweisin ;
allein sie können keinen andern Zweck haben , als den des

moralischen Eindrucks . Hier aber , wo klar vorliegt , daß
der Verlagshandlung der Weg offen steht, auf dem sie Ab-

bilfe zu suchen in der Lage ist , kann von einem nachtbcili -

gen moralischen Eindruck in Bezug auf Dasjenige , was

geschehen ist , nicht die Rede sepn .
Hecker . Die Kammer sieht nun , von was eS sich han¬

delt , obgleich die Erklärung deS Hrn . Regierungscommis -

särS etwas gewunden ist . Der gesetzliche Weg ist der ,
daß man den Vollzug eines gerichtlichen Urthcils verlangt ,
und diesen Weg hat die Verlagshandlung betreten , allein
man ist ihr hinderlich in den Weg getreten und gab die

Erklärung : wir achten ein gerichtliches Erkenntniß nicht ,
ein Erkenntniß , basirt auf das Preßgesctz und die Bestim¬
mung , daß vier kein für die Censur vereigcnschafteteS Werk

vorliegt , weil dasselbe erst im Druck und noch nicht aus¬

gegeben ist , auch die Polizei nicht wissen kann , ob die

Censur hier in Anspruch zu nehmen ist , weil , wenn daS
Werk über 20 Bogen beträgt , sie keine Bcfugniß hat , in

irgend einer Weise die Hand anzulegen , oder , falls die

Censur umgangen ist , mit Beschlag vorzufahren . Der

Hr . Regierungscommissär sagt mit andern Worten nichts
Anderes , als : wenn die Polizeibehörde über die klaren

Bestimmungen des Preßgcsetzes sich wegsetzt , so ist der in
dem Ministerialrestript hypothetisch gestellte Fall cinge -
tretcn , d . h . die Polizeibehörde soll gegen das gerichtliche
Erkenntniß einen Compctenzconstict erheben . Hier ist aber

doch wahrlich kein Grund zu einem solchen vorhanden ,
weil ein gar nicht vollendetes Werk vorliegt und man

nicht wissen kann , wie weit das Gericht oder die Po -

lizeigcwalt hier cinzutrctcn hat . Man ist , ich wiederhole
cs , weiter gegangen , alS die Beschlüsse von Karlsbad und
Wien gehen , weil man den Druck eines Werks verbieten ,
also die letzte Bewegung der Presse , wie sie sogar durch
jene AusnahmSbeschlüsse gestattet ist , vernichten und den

buchhändlerischen Verkehr im Weg von Pvlizeimaßregeln ,
wo man sich durch Eompcteiizconflicte zu helfen sucht ,
tvdtschlagen und die Garantie dcö gerichtlichen Verfahrens
durch einen gesetzlich nicht zu rechtfertigenden Umweg ,
indem man die Polizei durch das Mittel der Compctenz -

c onflicte hereinzicht , zertrümmern will . Ich überlasse der
Kammer , was sie zu thu » sich berufen fühlt , allein ich

hielte die Sache für wichtig genug , um sie an die Ab-

tbeilungen zur nähern Prüfung zu verweisen . sWider -

sprnch und Murmeln auf der Rechten ) .
Sander . Wenn der Hr . Regierungscommissär sagt ,

er werde sich durch Interpellationen in keiner Weise vo »
dem Wege , den die Regicrungscommission zu betrete »

habe , abbringen lassen , oder mit andern Worten , er werde

auf keine Interpellation über irgend ein Vorkommniß iu

der Verwaltung eine Zusicherung wegen Abstellung des

etwa gerügten Mißstandes geben , so muß ich anerkenne «,
daß diese Erklärung konsequent ist und mit jener Erklä¬

rung übereinstimmt , wie wir sie leider in einer Reihe von

Kammersitzungcn von der Ministerbank haben hören müs¬

sen . Leider müssen wir sagen , daß wenn wir die auffal¬
lendsten Verletzungen von Recht und Gesetz hier zur
Sprache brachten , die Hrn . Negicrungscommiffäle ent¬

weder eine Vertheidigung des Geschehenen ergehen ließen ,
oder gar keine beruhigende Zusicherung gaben . Früher war

es anders . Ich erinnere mich wohl noch und der Hr . Regie¬

rungscommissär wird sich in seiner Stellung als Abgeord¬
neter vielleicht auch erinnern , daß von der Ministerbank
aus auf solche Anzeigen von unserer Seite hier die beruhi¬

gende Erklärung ergieng » daß wenn sich die Sache so ver -
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halte , man sogleich abhelfen oder eine Untersuchung ver - !

anlaffen werde . Der Hr . Regierungscommiffär hat nun

freilich diesen Weg nicht betreten , sondern sich an den

ardern Weg gehalten , wo man über solche Anzeigen von

Mißbräuchen in der Verwaltung gar keine Aufklärung

« nd Beruhigung gibt , in der Weise , daß man die Sache

untersuchen lassen und Abhülse treffen werde .
Wenn indessen der Hr . Regierungscommiffär der Mei¬

nung ist, daß man solche Dinge nur im Wege der Motion !

Vorbringen könne , so irrt er sich , und cs liegt hier wieder

die Erfahrung vor , die wir in neuerer Zeit machen müssen ,
daß nämlich , so wie irgend ein Recht bedroht wird , dieß

auch den Verlust eines andern Rechts mit sich führen solle .
Der Abg . Schaaff hat heute schon eigentlich , in Ueberein -

stimmung mit dem Hrn . Regierungscommiffär , behauptet ,
daß man gar kein Recht ' habe , hier irgend eine Anzeige
von einem Mißbrauch in der Verwaltung zu machen und

die Regierung nicht veranlaßt sei , daraus einzugehen . Ich
aber sage , daß jeder Abgeordnete das Recht hat , irgend
einen Mißbrauch in der Staatsverwaltung hier zur Sprache

zu bringen und die Regierung nach der Verfassung ver¬

pflichtet ist, hierauf Rücksicht zu nehmen und für sich we¬

nigstens deßfalls eine Untersuchung anzuordnen . Der Hr .

Regierungscommiffär muß auch m dem hier vorliegenden
Falle wohl wissen , wie sich die Sache verhält , und hätte
wohl sagen können , daß entweder aus dem betretenen Wege
beharrt werde , oder daß man einsehe , es sei hier zu weit

gegangen . Ich entnehme übrigens aus seiner Erklärung
doch, daß die Regierung auf dem betretenen Wege beharren ,
nämlich im Wege der Polizeigewalt ein competentcs rich¬
terliches Urtheil aufheben oder nicht anerkennen , d . h . auf
jede Weife seinen Vollzug zu verhindern suchen werde .
Dieß widerspricht aber den Gesetzen und sogar dem ver¬
stümmelten Prrßgcseye , vor dessen verstümmelter Gestalt
man schon mehr Achtung haben sollte , als man hier hat .
Rach allem diesem glaube ich übrigens , daß man der An¬

zeige von Seiten eines Abgeordneten , nachdem sic als solche
geschehen ist, und ein Regierungscommiffär , und zwar der

zuständige Regierungscommiffär , eine Erklärung darauf
abgegeben hat , die ich nicht anders als dahin verstehe , daß
sich die Regierung um diele Anzeige nicht kümmere , e >n
anderes Gewand zu geben har . Mag die betreffende Buch¬
handlung hier eine Petition cinreichen , oder ein Mitglied
«ine Motion erheben , oder den Gegenstand in seinem wei¬
tern Verlauf in anderer Weise wieder zur Sprache bringen
— Eines von diesen Dreien wird j » geschehen haben .
Go wie die Sache jetzt steht , und nach der Erklärung ,
daß sich die Regierung darum nichts annehnre , glaube ich

nicht , daß man die Sache in die Abtheilungen weisen sollte ,
sondern der Abg . Hecker wird vielleicht besser daran ihn » ,
noch einige Zeit znznwatcn , indem die Sache so steht , daß
die Regierung in die Lage kommt , entweder noch einen
stärkern Schrill gegen unsere Gesetze zu thun , oder aber
auf dem betretenen Wege selbst wieder zurückzugehen .
Meine Ansicht ist deßhalb die , mit Stillschweigen , aber
mit betrübtem Herzen für jetzt über die Sache wegzugchcn .

Welcker . Der von dem Abg . Sander bczeichncte Weg
wird vielleicht schon darum der beste seyn, weil ich mir
wahrlich nicht denken kann , daß daS neue Ministerium
die Verfassung in so greller Weise verletzen werde , wie ich
cs kaum in meiner langen parlamentarischen Laufbahn
erlebt habe . Ein gegen klare Gesetze aufgehobener Ge¬

richtsbeschluß , wie wir dieß hier sehen, wo der verantwort¬

liche Präsident des Ministeriums dcS Innern die Erklärung
gibt , daß man sich dem Gericht nicht fügen werde , sondern
im Wege eines Compctcnzconflicls die Verwaltung und die

Polizei über die Gesetze zu stellen gedenke , enthält etwas
an sich schon äußerst Verletzendes und ist eine Aufhebung
der Selbstständigkeit der Justiz , » nd damit , wie ich sagen
möchte , eine Aufhebung der Sicherheit aller unserer Rechte ,
denn die Justiz muß alle unsere Rechte schützen und kein
Recht ist mehr geschützt , wenn hier die Justiz in ihrer Unab¬

hängigkeit vernichtet wird . ES gilt hier ein besonders wich¬
tiges Gut , nämlich den Rest der Preßfreiheit . Ein Buch¬
händler darf Bücher verlegen , allein damit nicht irgend
ein Gegner politisch freier Bewegung Anstände dabei machen
kann , gebietet man Einhalt , und wenn auch alle Gerichte
des Landes Einen für schuldlos erklären , so wird dennoch
das Eigcnthum eines Verlegers entweder in fortwährenden
Beschlag genommen , oder wenigstens auf längere Zeit
dessen Betrieb gehindert . Bei der in Frage stebenden

Schrift , die sich auf ein transitorisches Ereigniß , nämlich
auf ein Fest bezog , ist natürlich die Zeit des Absatzes jene ,
wo das Fest » och in frischer Erinnerung der Bürger ist .
Dadurch nun , daß die Negierung die Verbreitung einer

solchen Schrift zum Voraus unterdrückt , nimmt sie schon
den Unternehmern dieses Werkes ihren rechrmäßigeu Erwerb

weg und beeinträchtigt auf eine nicht zu verzeihende Weife
das Eiaenihnm der Bürger . — Ich bin überzeugt , daß
wenn die Herren von der Regierung die Sache erst rechr
überlegen , sie gar nicht auf dem betretenen Weg beharren
können , sondern von einem übereilten Schritt umkchren ,
oder noch viel stärkere Schritte daran knüpfen müssen ,
wodurch sie aber auch von unserer Seite » och stärkere
Schritte provocirten . Ich möchte die Regierung , um ihrer

eigenen Achtung im Lande willen , bitten , einem solchen
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Scandal ein Ende zu machen . Man fürchtet sich vor

Trinksprüchcn einiger freien Männer und zittert so sehr -
davor , daß man Gesetze bricht . Ist dicß der Muth von
Männern , die an der Spitze der Geschäfte stehen ? j

Staatsrath Iollp . Es zittert kein Mensch vor solchen

Dingen .
Ministerialdirector Rettig . Der gute Rath , den der j

Herr Abg . Sander seinem Herrn Collegen gegeben hat , ist !

gewiß der beste . Er soll die Frucht erst reif werden lassen , j
ehe er sie von dem Baum nimmt . Nebrigcns muß ich

darauf aufmerksam machen , wie cs auffallend ist , daß ,
während viele Abgeordnete ein so unendlich hohes Ge¬

wicht auf die Gerichtsstellcn legen und ihre Competenz bei

jeder Gelegenheit zu erweitern streben , sic hier so klein -

müthig von einem Gerichtshof denken , daß sie glauben ,

selbst angerufen von den Bciheiligten , werde er nicht im

Stande sepn , ihnen zu helfen . Ich glaube nochmals , daß
der bezeichnete Weg der angemessenste ist und bleibt . So¬

dann wurde noch bemerkt , daß früher von hier aus auf ge¬
stellte Fragen oder vorgebrachte Beschwerden beruhigende
Erklärungen gegeben worden seien . Ich erinnere mich des¬

sen allerdings , erinnere mich aber auch der Anlässe , warum

diese beruhigenden Erklärungen ein Ende genommen haben .
Der Grund ist der , weil man solche Anfragen mißbraucht ,
oder dergleichen gestellt hat , um die RegierungScommission
zu schrauben und ihr Aeußcrungcn zu entlocken , die sie
später bei dem Vollzug in Verlegenheit setzen konnten .
( Heiterkeit .) Dieß , sage ich , ist der Grund , warum man

jetzt mit solchen Antworten sparsamer ist und , wie ich über¬

zeugt bin , mit Recht .
Hecker . Ich versehe mich zu dem Hofgericht in Mannheim ,

daß es seine richterliche Würde , Selbstständigkeit und Ansehen »
aufrecht erhalten werde . Wen » aber dasselbe heute ver¬

fügt , daö Weggenommene sei herauszugeben , so setzt man

alle zu Gebot stehenden Mittel in Bewegung ( Bewegung
auf der Rechten ) , man läßt den Polizeistaat mit seiner gan¬
zen Mannschaft anrücken , um dem Vollzug des Richter -

spruchs entgegen zu treten und man wird so das Recht ck«
facto brechen , wie man dieß schon oft gethan hat .

S ch a a f f. Wie kann der Hr . Abgeordnete daS Wort
in die Welt hjnauS werfen , das Recht sei bei » ns gebro¬
chen worden ! Man soll einen Fall nennen , wo dieS ge¬
schehen ist, oder sich solcher Redensarten enthalten . (Viele
Stimmen : Ei hier ! hier !)

Hecker . Ich mache darauf aufmerksam , wie man das

PctitionSrecht unter polizeiliche Aussicht gestellt und den
Händen der Gendarmerie preisgcgeben hat — wie man

Verfassungsrechte entzogen oder deren Gebrauch mit Poli -

zeistrafe bedroht hat . ( Viele Stimmen ; Ja , so ist ' S — aller¬

dings !) Wenn daS kein Bankbruch des Rechts ist , so gibt
es keinen mehr . ( Große Aufregung auf beiden Seiten ; der

Abg . Schaaff will sprechen . Der Präsident ruft : Der

Abg . Schaaff hat das Wort nicht .)

Schaaff . Der Hr . Abgeordnete ruft hier eine einzelne
Verfügung an , welche die Kreiöregierung in Konstanz außer
Wirkung gesetzt hat .

Der Präsident schneidet die Fortsetzung ab , und verkündet
der Kammer das Resultat der Commissionswahl für die
Motion deS Abg . Welte , die standes - und grundherrlichen
Verhältnisse und landesherrlichen Declarationen darüber

betreffend : Waag , Straub , Schaaff , Malhy , Hecker.
Schluß der Sitzung .
Die nächste Sitzung wird auf Dienstag den 7 . Januar

1845 anberaumt .

128 ste ö ffc n tl i ch e Si tz un g der 2 . Kammer .

( Schluß . )

Diskussion über die Gerichtsverfassung .
Zu §. 2 bemerkt :
W elcker , er habe die volle Ueberzeugung , daß die von

der ersten Kammer beschlossene GerichtScinrichtung nirgends
beifällig ausgenommen werden würde , indem er sie für eine

wahre Landeskalamität halten müsse . — Wir haben jetzt
die gemeinen Richter , Einzclricher und in AppellationS -

sachcn , statt eines wohlbesetztcn Hofgcrichts , daS BezirkS -

strafgericht — eine wesentliche Verschlechterung unseres bis¬

herigen RechtSzustandeS und zwar eine so wesentliche
daß selbst die Oeffeuilichkeit nicht im Stande ist , dieselbe

aufznwiegen , weil diese Oeffentlichkcit ohne Preßfreiheit
ihre volle Wirkung nicht äußern kann . Ich bin nicht ge¬
neigt , auf den früheren Antrag der Commission unbedingt
zurückzukommen , obgleich ich de» Vorschlag , wenn ihn Jemand
Anders machte , unterstützen würde . Ich will aber hier de»

Schwierigkeiten , Bedenklichkeiten und Einwendungen nach¬

geben , die IheilS in dem ander » Hause , theilS von Seite »
der Regierungsbank erhoben worden sind , und eö dürft «

wohl der Vorschlag Beachtung verdienen : „ statt 14 bis
15 neuer Bezirksstrafgerichte mit dem ausgedehnten Ap¬
parat , der mit einer collegialischen Berathung verbünde »

sein muß , unsere Hofgerichte zu vermehren und daS Per¬
sonal der bestehenden Hofgerichte zu vermindern . " Wen »

man annimmt , daß 15 neue Gerichte auf die vorgeschla¬

gene Weise constituirt werden , so würde , wenn man die

Untersuchungsgerichte dazu rechnet , ein Richterpcrsonal vo »
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60 bis 70 Personen , abgesehen von den Staatsanwälten ,

erforderlich seyn . Wenn man dagegen unsere Hosgeriebte

von 4 auf 10 vermehrte und die gegenwärtigen Hofgenchtc

mit einem einzigen Senat und den dafür bestimmien sieben

Richtern bestehen ließe , so würde das neu hinzukommende

Personal für unsere Staatskasse leichter sepn , als wenn

man Bezirksstrafgerichte einführte . Im Hinblick auf die

heutigen Verhältnisse würde wohl die Zahl von zehn Hof¬

gerichten genügen , und eine Verminderung des Personals

bei diesen wäre wobl eine sehr nolhwendige Folge davon ,

daß die Bezirke bedeutend geringer würden . Wenn auch

die Appellationen in allen Eivilsachen , so wie dieß jetzt

der Fall ist , bestehen blieben , und solche an daö Hofge¬

richt gingen , so kann doch an eine von den zehn Behörden

bei weitem nicht so viel kommen , als an eins von

den bestehenden vier Gerichten . — Dem Einwand , daß bei

einer Einrichtung von zehn Hofgcrichten , gegenüber der von

fünfzehn Bezirksgerichten , die Distrikte größer würden und die

weitere Entfernung vom Gcrichtssitz die Zugänglichkeit er¬

schwerte , begegnet er durch die bedeutend erleichterte Kom -

munikalio » der Neuzeit und durch das AuSkunstSmittel ,

in den von der Eisenbahn weniger iuMirtenLandesthcilcn

kleinere Bezirke zu creiren ; — das Bedenken , daß daS

Oberhofgericht zu viele Geschäfte erhielte und zu weit ent¬

fernt sei, ließe sich einfach dadurch beseitigen , daß inan den

Rekurs von einem Hofgericht zum andern gehen , und statt ,

daß jetzt fünf Stimmen in Strafsachen richten , man in

einem solchen Fall das Plenum urtheilen lasse. — Hier¬

durch wäre den Bedürfnissen unseres Landes Rechnung

getragen , man hätte eine wirklich achtbare Gerichtsver¬

fassung ronstituirt , die sich dem Zutrauen der Bürger em¬

pfiehlt und das zweideutige Zwittergeschöps wäre beseitigt .

Knapp unterstützt den Antrag , indem er den Vorschlag

der ersten Kammer für zu kostspielig und dabei für zweck¬

los hält . Die nothwcndige neue Anstellung von neunzig

Richtern würde eben so viel neue Advokaten zur Folge

haben ; der eine Theil würde sein Einkommen direct aus

der Staatskasse , der andere aus dem Beutel der Steuer¬

pflichtigen ziehen . Es dränge sich deßhalb die Frage auf ,
wie dem gegenwärtig anerkannten Uebelstand abzuhelfen

sei und bas noch größere Nebel beseitigt werden könne . —

Dieses größere Nebel finde ich in den vorgeschlagenen Be -

zirksstrafgerichteii . Zch sehe hier drei oder vier Männer

in das Land hinaus gesetzt , die da zu warten haben , ob

es Händel oder sonstige Streitigkeiten gibt , und wenn sie

diese nicht finden , so müssen sie , um Beschäftigung zu er¬

halten , dafür sorgen , daß es welche gibt . Hierdurch wird

das Wohl der Bürger nicht befördert . — Der Redner kommt

hierauf auf die Organisation von 1819 ( Landeseintheilung

in zehn Bezirke ) zurück , welcher ähnlich die neu vorge -

schlagcne Einrichtung wäre und die doch nur höchstens

einen Personalstand von fiebenzig bis achtzig erforderte .
— Führt man Bezirksgerichte ein , wie sie vorgeschlagen

sind , so ergibt sich dieselbe Zahl ; allein die alten Hofge¬

richte dauern daneben fort , und der Bewohner von Con -

stanz darf fortwährend noch nach Mannheim zum Ober -

hofgericht spazircn . Treffe man die Einrichtung , wie sie

in einem Nachbarstaat besteht ; daS Elsaß hat , bei etwa

gleicher Größe wie Baden , nur Einen AppellationShof .

Zwei bei uns würden hinreichen , wenn Collegialgcrichte

erster Instanz bestehen . Wenn aber etwas Rechtes zu

Stand kommen soll , so muß man bei dem Unterrichtcr an -

fangcn , denn hier liegt der Krebsschaden . Erweitere man

die Competenz des Untcrrichters und verwehre zugleich

den Advokaten den Zutritt . Die Anwälte mögen bei dem

Collegialgcricht austrcten ; daS Volk und die Regierung

werden ihre Kenntnisse dort beurtheilcn können , man wird

sie hochzuschätzen , nöthigenfalls aber auch zu tadeln wissen .

Ohnehin gewährt die Ocffentlichkeit Garantie für allen

Mißbrauch , und sie liegt selbst im Interesse des Staats ,

weil sie weniger Kosten verursacht , aber auch im Interesse

des Bürgers , weil er Zeit spart , indem frivole Proceffe ,

wie wir sie jetzt sehen , wo die Einzelrichter hinter ver¬

schlossenen Thören handeln , nicht mehr Statt finden wer¬

den . — Sorge man ferner dafür , daß die Gerichtsver¬

handlung einen feierlicheren Charakter annehme , besonders

was die Eidcsabnahme betrifft , die jetzt viel zu häufig

vorkommt . Führe man die alte Feierlichkeit ein , ziehe

man die Geistlichen dazu , suche man mehr auf das Ge -

müth zu wirken und man wird bald hören , baß die Zahl

der Eide sich vermindert habe ; wir werden dadurch das

Volk beruhigen und zufrieden stellen . — Schließlich be¬

rührt der Redner den Kostenpunkt , hinsichtlich dessen er

den gestellten Antrag gleichfalls für den empfehlenswer -

theren hält .
Böhme erkennt gleichfalls in dem Beschluß der ersten

Kammer keine Verbesserung , und in der Einrichtung von

reinen Bezirksstrafgerichten , wie sie geboten werden , keine

rechte Garantie für eine möglichst gute Justiz . Wenn man ,

wie dieß die erste Kammer ausgesprochen habe , zwar für

die Civiljustiz keine Collegialitäl erster Instanz wolle , da¬

neben aber anerkennen müsse, daß ständige Kollegien un¬

zweifelhaft den Vorzug verdienen vor den Bezirksstrafge¬

richten deS Entwurfs , so muß er cö auffallend finden , daß

man unter solchen Umständen nicht zu einem AuSkunftS -

mittel gegriffen habe , auf welches so eben der Abg . Welcker
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hingcdeutet , und daß man nicht kurzweg aus dem § . 2

die Bezirksstrafgcrichtc gestrichen und auch die corrcctio -

nellen Fälle zur Aburtheilung an die Hofgerichte gewiesen

habe , wodurch bessere Nichtercollegien , also auch eine bessere

Strafjustiz erzielt worden wäre . Der Redner beleuchtet

hierauf den Vorschlag des Abg . Welcher von verschiedenen
Seiten und findet gleichfalls nicht nur durch die vermehr¬
ten Verkehrsmittel die Rechtshilfe für den Bürger erleichtert ,
sondern ihn auch in dem nämlichen Maße , als er vielleicht ,
was die Strafjustiz betreffe , belästigt werde , in Hinsicht
der Eiviljustiz durch Einrichtung von eilf statt bisher vier

Hofgerichten begünstigt ; die bedeutende Ersparniß an Bau¬

aufwand durch die bereits cristircnden erforderlichen Loca -

litäten an den Orten , wo schon Hofgcrichte bestehen , ist
ihm eben so von großem Gewicht . Allein eine wesentliche

Erleichterung für die Einführung des Gesetzes findet er
darin , daß durch den fraglichen Vorschlag die Böschung
der Gerichte erleichtert , vielleicht allein möglich werde . Es

werde schwer halten , in der Reihe der jetzigen Beamten

tüchtige Vezirköstrafrichtcr , besonders tüchtige Vorstände für

solche Gerichte zu erhalten ; vereinige man dagegen die

Bezirksstrafgcrichtc mit den hofgcrichtlichcn Senaten , so
könnten die Vorstände auch für die eorreclioneUcn Gerichte
aus der Zahl der HosgerichtSräthe genommen werden ,
welche schon durch daS öffentliche Verfahren in Civilftrei -

tigkeiten die erforderliche Uebung und Gewandtheit für

öffentliche Verhandlungen erhalten haben . — Schon in

der Eommifsiou hat der Redner den ausgeführten Vor¬

schlag durchzufetzcn gesucht , war aber nicht glücklich damit ,
und sieht sich dadurch abgchalten , jetzt einen bestimmten

Antrag zu stellen . Er folgt hierin dem Beispiel des Abg .
Welcker , würde cs aber gerne sehen , wenn dem Project

seine Durchführung gesichert werden könnte . So wie die

Sache jetzt liegt , begnügt er sich, was seine Abstimmung

betrifft , da er das Bessere nicht erreichen kann , mit Dem¬

jenigen , was ihm zu erreichen möglich scheint , weil er
unter jeder Bedingung eine Aenderung in dem Zustand der

Strafjustiz wünscht und die Strafprozeßordnung unter allen

Umständen eingeführt sehen möchte . Er begnügt sich dem¬

nach mit den BezirkSftrafgerichten , wie sie von der ersten
Kammer vorgcschlagcn sind , hat jedoch dabei die feste Ueber -

zcugung , daß diese Gerichte , in ihrem mangelhaften Zusam¬
menhänge , sich nicht lange erhalten , sonder » bald einer
andern Organisation werden Platz machen müssen , und
wird , ein so großer Feind ewiger Veränderungen er auch
ist , sich dennoch des TageS freuen , wo hier eine andere

Organisation zur Sprache gebracht wird , — komme dieser ,
so bald er wolle !

Bassermann . ES ist dieß einer von denjenigen
Punkten in dem vorliegenden Gesetz , der wohl den Einen
oder den Andern bestimmen kann , dem Gesetze im Ganzen
seine Zustimmung zu geben oder nicht . Wir Bürgerliche
haben aus der gestrigen Verhandlung über die Beweis -
minima und das Strafverfahren zwar nicht sehr klar ge¬
sehen , worin alle die seinen Fäden dieses Geipinnstes be¬
stehen , allein das ist Allen sehr klar geworden , daß das
richterliche Ermessen ein sehr großes ist. Haben wir also
zugcstimmt , diesem richterlichen Ermessen so Großes zu
überlassen , so ist cS jetzt an uns , dafür zu sorgen , daß die

Richtercollegien , denen so Vieles überlassen ist , auch ein

so großes Vertrauen verdienen . Nun sind wir in dieser Kam¬
mer , nach den Vorträgen der letzten Redner , meines Er¬
achtens darin einverstanden , daß das sogenannte Drei -

männergericht kein so großes Vertrauen verdient , noch in
Anspruch nehmen kann , und cs unterliegt gewiß keinem
Zweifel , daß die vorgeschlagene Vermehrung der Hofgerichtc
eine große Verbesserung wäre . Die Abg . Böhme und Knapp
haben den Abg . Welcker hierin so trefflich unterstützt , daß
ich nichts weiter zu sagen brauche . — Auf den Schluß ,
auf welchen der Abg . Böhme , ungeachtet aller Gründe für
die Verbesserung , gekommen ist , kann der Redner nicht
kommen , weil er nicht für einen Aufwand von anderthalb
Millionen zu stimmen vermag , in der Aussicht , daß in

Kurzem vielleicht daS dadurch Bezweckte überflüssig wird .
Eben so wenig kann er zu dem Schluß gelangen , daß es
eine Vereitlung des Gesetzes sei, wenn man keine Bezirks -

strafgerichte wolle . Jedenfalls bittet er , die Sache an die

Eommission zurückzuweisen , weil er weiß , daß die Abstim¬
mung Vieler davon abhängcn wird .

Weller kann sich dem von der ersten Kammer und
der Commission vorgeschiagcncn Mittelweg nicht anschlie -

ßcn , den er nicht allein in Beziehung auf die Rechtspflege
selbst , sondern auch der bedeutenden Kostenvermehrung
halber für verwerflich hält . Für das System der zweiten
Kammer , — Bezirksgerichte , zugleich für Civil - und Cri -

minaljustiz , aus 3 Mitgliedern zusammengesetzt — spreche
die Erfahrung eines großen Landes , Frankreich , und auch
für unsere jetzt bestehende Gerichtscinrichtung , wonach in
erster Instanz Einzclrichter in Civil - und Eriminalsachen
urrheilen und von denen der Rekurs an das Hof - und
Oberbofgericht geht , spreche die Erfahrung , sowohl in

Beziehung auf ihre Wirksamkeit , als auch den Kosten¬
punkt . Dagegen ist ihm der Mittelweg , — wonach Be¬

zirksstrafgerichte erster Instanz errichtet , die Civiljustiz dem

Einzelrickter gelassen und die Hofgeiichte , so wie das

Oberhofgericht mit ihrer gegenwärtigen Competenz in



Criminalsachen beibehalten werden sollen — ein so neues ,

in der Erfahrung keines Landes begründetes und so be¬

deutende Mehrkosten verursachendes ( waS er mit Zahlen

nachweist ) Institut , besonders in Anbetracht , baß eine

Zahl von 15 Criminalgcrichtcn mit der Anzahl der in

einem Lande von wenig mehr als einer Million Einwoh¬

ner vorkommenden Criminalverbrcchcn in grellem Miyverhält -

niffe stehen müsse , — daß er das System der zweiten Kam - ,

n>er nicht aufgcbcn , und nur eventuell den Antrag unter¬

stützen kann , den Entwurf an die Commission znrückzugeben ,

um daselbst zu prüfen , wie bei Aburtheilnng der Verbrecher ,

bei unserer jetzt bestehenden Gerichtsverfassung unter Ein¬

zelrichter , Hofgerichte und das Oberhofgericht , sowohl der

Eompetcnz als der Gerichtseintheilung nach , vertheilt wer¬

den können , und einen darnach abgcändertcn Entwurf wie¬

der vorzulegcn .
v . Jtzstcin . Zwei Punkte sind es insbesondere , die

hier in Betracht kommen . Der eine betrifft die Vorzüge ,

welche die Collcgialgcrichte , wenn sie aus den Hofgerichtcn

bestehen , unS darbietcn . Uebcr die Vorzüge dieser Collc¬

gialgcrichte als Hofgerichle spreche ich kein Wort weiter ,
denn es ist hierüber schon so viel gesagt worden , daß viel¬

leicht die Ucbcrzeugung Aller darin seststeht , daß sie eine

sicherere , würdigere und kräftigere Gerechtigkeit pstcgen
werden , als Bezirksgerichte , wie sie die erste Kammer haben

will . Der zweite Punkt betrifft die Kosten , und mag
man die Sache betrachten von welcher Seite man will , so

kemmt man zu dem Resultat , daß ein großer Aufwand

erforderlich ist , selbst wenn man den Vorschlag des Abg .
Bekk ännimmt , weil auch dann verschiedene Baulichkeiten

herzustellen und viele neue Anstellungen nothwendig sind .

Ich habe aber dabei auch die feste Ueberzeugung , daß die

Einriclitung in Beziehung auf die Hofgerichte cine ^daucrnde

ist , während ich annehmen muß , daß die Commission sich

nicht irre , wenn sie sagt , die Errichtung von BerirkSstraf -

gcrichten sei eine vorübergehende Maßregel . Sic wird

allerdings bald wieder zusammen fallen , denn man kann

die Zeit und die '
Fortschritte derselben nicht aufhalten .

Angenommen nun , man verwende eine Million oder noch

mehr für etwas Nichtbleibendes , so wird man zugcben ,
daß auch in Bezug auf daS pecunräre J »tereffe > ie Sache

reiflich erwogen zu werden verdient , und als Vorstand der

Budgetcommission , welche heute reaktivirt worden ist, darf

ich noch insbesondere die Kammer bitten , genau zu prüfen ,

welcher Vorschlag auch in der letzten Richtung der bessere

sei , worüber uns die Commission ebenfalls näheren Auf¬

schluß geben wird , wenn man den Gegenstand zur weiteren

Begutachtung an sie verweist .

Bekk . Nachdem der Redner mehrere bisher gemachte
Einwürfe beseitigt , namentlich eine Beschränkung der Zahl
der Amtsgerichte entschieden mißbilligt und ausgcführt hat ,
wie die Errichtung abgesonderter Senate eine Mrmehrung
des Personals auf das Doppelte erforderte , — was auch
bann der Fall seyn müßte , wenn nach dem Vorschlag deS

Abg . Welcher der Rekurs von dem Urtheil deS einen Hof -

gerichtö an ein anderes verwiesen würde , was er im All¬

gemeinen gar nicht für verwerflich hält , — erklärt er , daß
er für seine Person noch immer jenes Institut Vorzüge ,
weiches im vorigen Sommer von diesem Hause beaniragt
worden : Eollegialgcrichtc für Civil - und Strafsachen . Da
aber dicß einerseits weder die Negierung noch die erste
Kammer wolle , andererseits aber , bei der Einrichtung von
^ erichtsrollegicn für reine Strafsachen , abgctheilt i » 12
oder 15 Distrikt ? des Landes , cs später nur eines Feder¬
strichs bedürfe , um diese Strafgerichte auch zu Collegia ! »

gcrichtrn erster Instanz in Civilsachen zu machen , so trägt
er Bedenken , sich dem Vorschlag deS Abg . Welcker anzu -

fchließcn . — Hiernach ist also ein Mal das Resultat , wo¬

rauf ich komme , daS , daß ich nicht anerkennen kann , der

Uebcrgang koste irgend Etwas , waö ein hinausgeworfeucS
Geld wäre , indem cö sich nur um eine Abschlagszahlung
handelt an demjenigen , was noch weiter hinzu käme ,
wenn man zugleich Bezirksgerichte für die beiderlei Justiz¬

sachen errichtete , ferner kann ich nicht anerkennen , daß

diese Einrichtung thcuerer wäre , als diejenige , wie sie in

Beziehung auf die Hofgerichle vorgcschlagcn ist. Eben so

wenig kann ich anerkennen , daß unsere Bezirköstrafgerichte ,
wie sie im Entwürfe bestimmt sind , und zumal so wie der

Entwurf der Commission sie darstcllt , mit dem etwas

häliüschcn Namen eines DreimänuergerichtS belegt werden

können , ohne daß ma » zugleich auch die Hofgerichte mit

demselben Namen belegt . Auch muß ich den Satz bestrei¬
ten , daß , was die Güte der Justizverwaltung bei den

einzelnen Gerichtshöfen im Allgemeinen betrifft , es ganz
glcichgütig sei , ob die Senate örtlich getrennt , oder ob sie
beisammen sind . Denn der vielfältige Austausch der gegen¬
seitigen Ansichten zum Vorthetl einer sowohl wissenschaft¬

lichen als praktischen Fortbildung und dadurch zu Bewir¬

kung einer gleichförmigen PrariS ist im letzteren Fall
bedeutend mehr befördert . Aller dieser Bemerkungen un¬

geachtet , sage ich indessen nicht , daß die Einrichtung , wie

sie vorgcschlagcn worden , geradezu verwerflich sei , sondern
will nur widerlegen , daß die in dem Entwurf proponirte
Einrichtung verwerflich erscheine . ES ist möglich , daß der

Vorschlag deS Abg . Welcker eben ko gut , ja vielleicht so¬

gar in gewisser Beziehung noch besser wäre , allein wen »
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die Einrichtung , die der Entwurf gicbt , auch gm ist und

diejenigen Mängel nicht hat , die man hier unterstellt , so

ist es ja nicht von so großem Belang , daß man sich i
noch weistr um eine andere Einrichtung umsteht , besonders j
wenn cS große Schwierigkeit hat , diese Einrichtung durch -

zuführcn , sei cs wegen deS Widerspruchs der Regierung
oder der ersten Kammer .

Bei der Abstimmung erklärt sich die Kammer für Ver¬
weisung des Vorschlags des Abg . Welcher : die Zahl i
der Hofgerichte zu vermehren und diesen , statt den im i
Entwürfe genannten Bezirksstrafzerichten , die Strafrechts - |
pflege zuzuwcisen — zur Begutachtung an die Eommission . I

Schluß der Sitzung . j

129ste öffentliche Sitzung der 2. Kammer . :
Karlsruhe , den H9 . Dezember 1844 . Unter dem j

Vorsitze des Vicepräsidenten Bader . Auf der Regie - z
rungöbank : Staatörath Zollp und Ministerialrath
Brauer .

Bekk berichtet im Namen der Gesetzescommission das
Resultat der Berathung über den Vorschlag des Abg . Wel¬
cher : die Hokgerichte auf lO bis l l zu vermehren und
diesen die Eivil - und Strafgerichtsbarkeit zu übertragen .

Die Commission hat mit 9 gegen 2 Stimmen beschlossen,
den Antrag des Abg . Welcher der Kammer nicht zu empfeh¬
len und zwar aus folgenden Gründen : Rücksichtlich des
Kostenpunktes ist die Majorität der Meinung , es werde
durch die vorgeschlagene Einrichtung nichts gespart , viel¬
mehr möchte eher das Entgegengesetzte der Fall sein , na¬
mentlich wenn die Geschäfte bei einer höher » Behörde erle¬
diget werden , wo nach der bisherigen Einrichtung die Be¬
soldungen stärker find . Die Geschäfte des Staatsanwalts
und Untersuchungsrichters seien ohnehin schon so groß , daß
wenn das l!and in 10 Bezirke eingethcilt würde , nicht
mehr die Rede davon sein könnte , überall mit Einem aus¬
zulangen und so könnte es sich ergeben , daß bei der Ver¬
dopplung des Personals der Hofgerichte , auch die Zahl der
Richter und der Staatsanwälte an einer und derselben
Stelle , wenn auch nicht bei allen Hofgerichten , doch im
Ganzen , nicht nur nicht vermindert , sondern sogar vermehrt
würde , wozu auf der andern Seite der Nachihcil käme ,
welcher in der größer » Entfernung der Bezirke vom Ge¬
richtssitze liegt , und welchen zu entfernen , weder die

Eisenbahn , noch der Ausweg , größere Bezirke in den von
denselben abgelegenen Landestheilen zu erciren , genügend
sein möchte .

In Bezug auf die materielle Güte der Rechtspflege
schien cs der Commission sehr beherzigenswertst , daß : wenn
ein größeres Collegium für wissenschaftliche und praktische
Ausbildung seiner Mitglieder geeigneter ist, als ein kleineres ,
dieser Vortheil auf Seiten der Einrichtung deS Entwurfs
liege , in Beziehung auf die größeren Verbrechen und die
Rekurse der kleineren Verbrechen , so wie in Beziehung auf
Civilsachen . Die Stichhaltigkeit der gestern aufgestellten
Behauptung , daß der Umstand , wenn öcr Richter eines
Collegiums zugleich als selbstständiger Einzelrichler funk -
tionirt , ihm seinen Werth alS Colleginmsmitglied entziehen
oder in irgend einer Weise schmälern solle , kann die Com¬
mission nicht anerkennen , der Berichterstatter vermag nicht
einmal einen Grund davon cinzusehcn . — Von dem Aus¬
spruch , welchen das einzelne Mitglied als Einzelrichtcr gc-
than , dürfe natürlich ein Rekurs an feine College » nicht
stattfindcn , namentlich sei er wegen der allzugroßcn Ver¬
traulichkeit unzulässig . Dieß komme zwar in Prozessen gegen
Beamte und Untersuchungsrichter allerdings auch bei dem
Hofgerichte vor , sei aber dort , obwohl ein Mißstand , den¬
noch bei der bessern Besetzung dieser Stellen weniger be¬
denklich , als bei dem Untergcricht . Ein weiterer Nachihcil
des neuen Vorschlags , gegenüber von dem Entwürfe in
Beziehung auf die Sache selbst, auf die Garantie des An -
geschuldigtcn , scheint der Commission besonders bei peinli¬
chen Strafen und bei politischen Verbrechen von hoher
Wichtigkeit . Nach geschlossener Untersuchung hat das
Bezirksstrafgericht über die Versetzung in den Anklagestand
zu erkennen und zwar nur auf den Fall , daß die
BeweiSminima vorhanden sind . Erkennt es dieß an und
spricht die Versetzung in den Anklagestand auS , so
kommt nun die Sache zur öffentlichen Verhandluiigf und
Aburtheilung an das Hofgcricht , also an ein Collegium
welches sich bis jetzt gar nicht mit der Sache befaßt hat ;
wogegen durch Annahme des Vorschlags des Abg . Welcher
die nämlichen Mitglieder des Hofgerichts , welche die Ber -
setzung des Angeschukdigten in den Anklagestand ausge -
sprochcn haben , zugleich bei der Endaburtheilnng mit -
wirken .

(Fortsetzung folgt . )

>
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